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LINKE für die Kreistagswahl aufgestellt
� Wahlprogramm beschlossen

Am vergangenen Samstag, dem 09.02.201 9, haben die
vogtländischen LINKEN in Plauen Kandidatinnen und
Kandidaten für die Kreistagswahl 201 9 nominiert. 59
Genossinnen und Genossen wol lten mitbestimmen, wer
für DIE LINKE zur Kreistagswahl am 26. Mai 201 9 antritt.

Noch vor der Kandidatenwahl bestimmten die vogtländischen
Genossinnen und Genossen ihr Wahlprogramm. Rund 50
Änderungsanträge standen für das Wahlprogramm auf der
Agenda. Kreisvorsitzende Janina Pfau merkte dazu an „Die
Zahl der Änderungsanträge zeigt, wie lebendig die LINKE

im Vogtland für die Kommunalpol itik brennt. Jetzt werden
wir das Programm noch redaktionel l überarbeiten und
dann bei den Vogtländerinnen und Vogtländern um ihr
Vertrauen werben. Ganz unserem Profil treu bleibend,
haben wir bei unserem Programm einen besonderen Focus
auf das Soziale und die öffentl iche Daseinsvorsorge gelegt.“

DIE LINKE wird 39 Kandidaten in den zwölf Wahlkreisen
zur Kreistagswahl im Vogtland ins Rennen schicken. Davon
sind dreizehn Frauen. Aktuel l sitzt DIE LINKE mit 1 4
Personen im Kreistag.

Wahlkreis 1

1 . Legath, Lars
2. Just, Pierre
Wahlkreis 2

1 . Klarner, Waltraud
2. Schumann, Klaus
3. Peffer, Katharina
Wahlkreis 3

1 . Wohlrab, Michaele
2. Schal ler, Carmen

Wahlkreis 4

1 . Stöhr, Reiner
2. Grünler, Kai
Wahlkreis 5

1 . Hegel , André
2. Uhlman, Jens
3. Windisch, Jan
Wahlkreis 6

1 . Mül ler, Patrick
2. Kosche, Kathrin
3. Mieth, Volker

Wahlkreis 7

1 . Hartmann, Uda
2. Seidel , Hermann
3. Mann, Sigrid
Wahlkreis 8

1 . Ruß, Henry
2. Höl lrich, Thomas
3. Pippig, Karsten
4. Lochmann, Andreas

Wahlkreis 9

1 . Pfau, Janina
2. Ritter, Longin
3. Lauer, Renate
4. Jahn, Jürgen
Wahlkreis 1 0

1 . Rank, Petra
2. Seidel , Uta
3. Dietel , Ronald
4. Rilke, Freddy

Wahlkreis 1 1

1 . Schiebold, Michael
2. Legath, Ann-Kathrin
3. Stüber, Jochen
Wahlkreis 1 2

1 . Descher, Agnes
2. Herold, Daniel
3. Hinz, Wolfgang
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LINKE GEDENKEN ROSA LUXEMBURG UND KARL
LIEBKNECHT
Es war vor 1 00 Jahren, kurz nach dem
Scheitern des Januaraufstandes in Ber-
l in, als am 1 5. Januar 1 91 9 Rosa Lu-
xemburg und Karl Liebknecht ermordet
wurden. An genau dieses Verbrechen
erinnert ein Gedenkstein auf dem Ca-
rolaplatz in Falkenstein.

Für die vogtländische LINKE ist dieser
Gedenkstein jedes Jahr im Januar, Ort
der Erinnerung aber auch Mahnung
für die Zukunft. In diesem Jahr hatte
der Kreisverband der LINKEN die
Bundestagsabgeordnete Dr. Gesine
Lötzsch eingeladen.

Rund 70 Personen folgten am ver-
gangenen Samstag, den 1 9.01 .201 9,
1 1 Uhr dem Aufruf zur Gedenkveran-
staltung, welche musikal isch durch
ein Quintett des Jugendblasorchesters
Auerbach umrahmt wurde.

Lötzsch erinnerte in ihrer Rede daran,
dass viele Forderungen der beiden Re-
volutionäre und ihrer Mitstreiter, heu-
te in unserer Demokratie selbst-
verständl iche sind. Besonders betonte
sie dabei das Frauenwahlrecht.

Im Anschluss stel l te Peter Giersich,

Sprecher des VVN-BdA Vogtland (Ver-
einigung der Verfolgten des Nazire-
gimes – Bund der Antifaschistinnen
und Antifaschisten) , den steten Kampf
für Frieden und gegen Faschismus von
Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht
heraus.

Ab 1 3 Uhr hatte die Partei dann zu ei-
ner Lesung mit Gesine Lötzsch in das
Hotel Falkenstein eingeladen. Seit
2002 sitzt die Berl inerin mit einem Di-
rektmandat im Deutschen Bundestag.
Zuvor war sie bereits im Abgeordneten -
haus von Berl in tätig. In ihrem Buch:
„Immer schön auf Augenhöhe“ hat
Lötzsch aus dieser Zeit viele Anekdo-
ten zusammengetragen: vom Strom-
ausfal l beim Bundespräsidenten, ihrer
Zeit als eine von zwei Abgeordnete der
PDS im Bundestag oder ihrer Werbe-
kampagne als Schwester Agnes. Mit
viel Applaus und dem einen oder an-
derem Lacher folgten rund 30 Zuhö-
rer, den zumeist heiteren Geschichten.~

beide Bilder: Dr. Gesine Lötzsch in Falkenstein zur Ehrung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht
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Für eure Artikel!
Redaktionsschluss der nächsten Ausgabe

immer der 1 5. des Vormonats
Sendet uns eure Beiträge an: redaktion@dielinke�vogtland.de

»LINKE«

Am 26. Januar 201 9 fand in Plauen
die Wahlversammlung für die Stadtrats-
wahl am 26.5.201 9 statt. Anfangs gab
Petra Rank als Stadtvorsitzende einen
kurzen Überbl ick zur aktuel l pol itischen
Lage, zu den Vorhaben im Wahljahr
und dem Erreichten der letzten 5 Jah-
re. Ziel für die Stadtratswahl 201 9 sind
20% unter Anbetracht, dass rechte
Parteien wie der I I I . Weg oder die AfD
an der Kommunalwahl telnehmen wer-
den, die bisher im Parlament nicht ver-
treten sind. Das bedeutet auch, dass
im Wahlkampf zusätzl iche Kräfte mobi-
l isiert werden müssen.

Über das Erreichte kann die Stadtfrak-
tion durchaus zufrieden sein, auch
wenn die parlamtentarische Arbeit im
Stadrat in den letzten Jahren schwie-
riger geworden ist. Hervorzuheben
sind Erfolge in folgenden Bereichen .:

- Ideenwettbewerbe zur Aufwertung
des Stadtparkes und der Gestal-
tung der oberen Bahnhofstraße

- freies WLAN in öffentl ichen Einrich-
tungen

- die kommunalen Grünflächen wer-
den für ein Jahr auf Probe ohne
Pestizide, insbesondere Glyphosat,
gepflegt

- die Erarbeitung eines Kleingarten-
entwicklungs-und eines Grünflä-
chenkonzepts sowie die
Überarbeitung des Sportentwick-
lungsplanes - den Ausbau der
Schulsozialarbeit an städtischen
Schulen

- keine weiteren Erhöhungen der El-
ternbeiträge

- Park and Ride – Parkplätze im Stadt-
gebiet

- Maßnahmen zum Erhalt des Mehr-
sparten-Theaters Plauen-Zwickau,
des Personalbestandes der Berufs-
feuerwehr sowie zur Standortsiche-
rung des Falkners in Plauen

- Beibehaltung der Förderung von
Sport- Kultur- und Sozialvereinen
trotz Haushaltskonsol idierung

um nur ein paar Punkte zu nennen.

Unsere Fraktionsvorsitzende Claudia
Hänsel informierte im Anschluss in
einem kurzen Bericht über die Frakti-
onsarbeit der letzten Wochen. Haupt-
thema war der neue Grundlagenvertrag
des Theaters Plauen Zwickau. Nur
durch einen gemeinsamen Antrag mit
der CDU-Fraktion konnte ein Kompro-
miss mit Zwickau gefunden werden,
wo Plauen auch in Zukunft ein Mit-
spracherecht in wichtigen Entschei-
dungen zum Theater erhalten bleibt.
Ein weiterer Punkt war der Haushalts-
plan 201 9 der Stadt Plauen. Seit vie-
len Jahren wurden fast al le Anträge
unserer Fraktion übernommen. U.a.
die Verbeamtung der Berufsfeuerwehr,
die die einzige Feuerwehr deutsch-
landweit war, die keine Verbeamtung
hatte. Damit verbunden war das Pro-
blem der Nachwuchsgewinnung und
der Verbleib ausgebildeter guter Feu-
erwehrleute in Plauen.

Im Anschluss an die Berichte wurden
die Kandidatinnen und Kandidaten für
die Stadtratswahl vorgestel lt. Bevor
es zur Wahl der neuen Kandidatinnen
und Kandidaten ging, wurde unser
langjähriger Fraktionsvorsitzender und

Stadtrat Wolfgang Hinz verabschiedet,
der aus gesundheitl ichen Gründen
nicht noch einmal zur Wahl antrat. Als
Spitzenkandidatin wurde Claudia Hän-
sel gewählt. Die nachfolgenden Plät-
ze wurden wie folgt gewählt. Maik
Schwarz, Uta Seidel , Klaus Jäger, Pe-
tra Rank, Daniel Herold, Al ice Schu-
bert, Lars Legath, I lka Reißner, Kai
Grünler, Jenny Pfeuffer-Haase, Thomas
Joram, Tobias Rüdiger, Jochen Stüber,
Freddy Rilke.

Im zweiten Teil der Versammlung ging
es um die Verabschiedung des Wahl-
programmes. Dazu mussten mehrere
Änderungsanträge abgestimmt wer-
den. Ein Großteil wurde übernommen.
So u.a.das Ziel eines kostenloses Mit-
tagessens in den Kindereinrichtungen
der Stadt Plauen und der Einsatz da-
für, dass die neue Abfal lsatzung noch-
mals unter Einbezug der Großvermieter
und des Mieterschutzbundes überar-
beitet wird. Das Wahlprogramm wird
in der überarbeiteten Form al len Ge-
nossinnen und Genossen aus Plauen
zugehen.

Petra Rank

PLAUNER LINKE FÜR STADTRATSWAHL AUFGESTELLT

Wolfgang Hinz hatte
sich entschieden, nicht
erneut für den Stadtrat
zu kandidieren. Mit
Blumen und stehenden
Ovationen bedankten
sich Vorstand und die
Versammlten bei dem
langjährigen Stadtrat.
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Auch Ende Januar nehmen die Proble-
me bei der Mül lentsorgung kein Ende.
Die Mitteilung, die der Landrat dazu
nun herausgegeben hat, schlägt dem
Fass oder sol lte man eher sagen der
Mül ltonne den Boden aus.

Dazu erklärt Janina Pfau, Landtagsab-
geordnete und Kreisrätin der LINKEN:
„Auch wenn es sicherl ich wieder als
Majestätsbeleidigung im Büro Land-
rat ausgelegt wird, aber der Landrat
muss sich endl ich einmal an die eige-
ne Nase fassen, statt die Schuld wie-
der auf al le anderen abzuschieben.
Natürl ich haben nicht al le Grundstücks-
besitzerinnen und Besitzer das An-
schreiben beantwortet, aber das lag
einerseits an den vielen ungeklärten
Fragen, die bis heute teilweise noch
offen sind, zum anderen aber auch
einfach daran, dass nicht al le einen
Brief erhalten haben. Was den Aus-
tausch der Behälter betrifft, dass es
mit dem günstigsten Anbieter schwie-
rig werden wird, dass hätte man im
Oktober schon feststel len und reagie-
ren können. Dass es im Vogtland
durchaus auch Schnee geben kann,
ist auch nicht neu und war nie ein Pro-
blem. Die Erklärung dazu hat das Bü-
ro Landrat bis heute nicht gel iefert.

Aber eine Unverschämtheit ist, dass
den Bürgerinnen und Bürgern mitge-

teil t wird, dass es keine Ersatzabho-
lung geben wird und man sich doch
die Säcke für 8,00 € bei der KEV in
Falkenstein abholen sol le. Die Vogt-
länderinnen und Vogtländer zahlen al-
so mehr Geld für die Mül lentsorgung,
bekommen ihre Tonnen nicht abgeholt
und sol len dann zusätzl ich noch Sä-
cke kaufen, die man nicht wie die
„Aschemarken“ beim Bäcker im Dorf
bekommt, sondern müssen extra nach
Falkenstein fahren. Ob die Säcke dann
überhaupt abgeholt werden, bleibt
ebenfal ls noch fragl ich.

Hätte man die neue Satzung gemein-
sam mit den Bürgerinnen und Bürgern
gestaltet, so wie es DIE LINKE gefor-
dert hatte, wäre dieses Chaos ausge-
bl ieben.“~

KEIN ENDE IN SACHEN MÜLL

OFFENER BRIEF DER
PLAUENER LINKSFRAK�
TION
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeis-
ter Ralf Oberdorfer,
sehr geehrter Herr Bürgermeister Le-
vente Särközy,

das Abfal lchaos in Plauen ist unüber-
sehbar. Tonnen für Restabfal l , Papier
und die gelben Tonnen quel len über
und verursachen zunehmend Proble-
me. Entscheidende Ursache ist offen-
bar der mit der neuen Abfal lsatzung
des Vogtlandkreises beschlossene ge-
nerel le 1 4-tägige Entsorgungsrhyth-
mus, der den Gegebenheiten vor al lem
in den Großwohnanlagen in keiner Wei-
se genügt. 30 Jahre haben die Plaue-
ner mit der Abfal lsatzung der Stadt
gut und relativ kostengünstig leben
können. Darauf waren auch die Rah-
menbedingungen, wie die Bereitstel-
lung der Mül lbehälter, eingestel lt.

Mit der Entscheidung des Kreistages
für die neue Satzung haben wir in Plau-
en beinahe Verhältnisse wie in Südita-
l ien. Die Einhausungen für die
Container quel len über und zwingen
ordnungsbewusste Einwohner dazu,
ihre Balkone als Abfal lzwischenlager
zu nutzen. Der derzeitige Zustand der
Mül lentsorgung führt zu wütenden Re-
aktionen der Bürger. Vertreter der Woh-
nungsunternehmen und des Mieter-
bundes haben mehrfach, rechtzeitig
und energisch auf die zu erwartenden
Probleme aufmerksam gemacht. lgno-
ranz der Verantwortl ichen war die Ant-
wort.

Das jetzige Chaos sol lte die Stadtver-
waltung nicht kalt lassen. Die Frakti-
on DIE LINKE im Stadtrat Plauen-
fordert Sie auf: Machen Sie sich zum
Anwalt der Plauener gegenüber der
Kreisverwaltung! Fordern Sie die Kreis-
verwaltung mit al lem Nachdruck auf
schnel lstens eine Lösung des Problems
herbeizuführen und insbesondere den
Entsorgungsrhythmus den Gegeben-
heiten anzupassen und das Chaos zu
beenden.

Mit freundlichen Grüßen
Claudia Hänsel

Fraktionsvorsitzende
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Hartz IV mit al len seinen Zumutungen
verdanken wir vor al lem der SPD. Nun,
da ihre Umfragewerte seit geraumer
Zeit in beängstigender Weise sinken,
signal isiert die SPD Bereitschaft zu
Korrekturen, was glückl icherweise zu
einer - wenn auch bescheidenen - öf-
fentl ichen Debatte über Gerechtigkeit
und Ungerechtigkeit des Hartz IV-Sys-
tems führte.

Eine wichtige Rol le spielt dabei die
Frage nach der Rechtmäßigkeit von
Sanktionen. Immerhin hatte das
Bundesverfassungsgericht bereit 201 0
in einem Grundsatzurteil nicht nur ge-
fordert, dass das menschenwürdige
Existenzminimum die physische Exis-
tenz sowie ein Mindestmaß an Teilha-
be am gesel lschaftl ichen, kulturel len
und pol itischen Leben zu sichern hat,
sondern auch klargestel lt, dass es
"dem Grunde nach unverfügbar" ist
und "eingelöst werden" muss (1 . und
2. Leitsatz des Urteils vom
09.02.201 0). Höchstrichterl iche Ent-
scheidungen, also Entscheidungen von
Gerichten auf Bundesebene, sind
rechtsverbindl ich!

Gegen diese Rechtsvorschrift versto-
ßen die Jobcenter al lerdings systema-
tisch, und zwar auf der Grundlage der
Paragraphen 31 bis 31 b des Sozialge-
setzbuches I I : Der Hartz IV-Betroffe-
ne wird aufgefordert, eine
Eingl iederungsvereinbarung zu unter-
schreiben, in der er sich zur Mitwir-
kung an der Arbeitssuche verpfl ichtet,
wogegen moral isch und rechtl ich ja
nichts einzuwenden ist. In der Rechts-
folgebelehrung werden dann al lerdings
al le Kürzungen des Existenzminimums
aufgeführt, mit denen er bestraft wird,
wenn er eine Vorschrift des Jobcen-
ters nicht erfül l t. Und das ist das Pro-
blem.

Wolfgang Neskovic, ehemal iger Rich-
ter am Bundesverfassungsgericht und
Mitgl ied der Bundestagsfraktion der
LINKEN von 2007 bis 201 2, unter-
strich in einem Interview im Neuen
Deutschland vom 1 0. Januar 201 9 die
Bedeutung des oben genannten Ge-
richtsurteils: "Die Formul ierung 'Mini-
mum' heißt unmissverständl ich, dass

jeder Betrag, der unterhalb dieser fest-
gelegten Grenze l iegt, verfassungswid-
rig ist. . . . 'Unverfügbar' . . . heißt, dass
niemand darüber verfügen kann, auch
nicht der Staat, indem er durch Sank-
tionen den Geldbetrag, der das Exis-
tenzminimum darstel l t, kürzt oder gar
streicht." Auch pädagogische Gründe,
wie das Prinzip des "Förderns und For-
derns", legitimieren Kürzungen nicht.

Das Bundesverfassungsgericht wird
ab dem 1 5. Januar dieses Jahres eine
Vorlage des Sozialgerichts Gotha zu
dieser Problematik verhandeln: Durch
Kürzungen des Arbeitslosengeldes I I
werde in das Recht auf ein menschen-
würdiges Existenzminimum aus Arti-
kel 1 Absatz 1 ("Die Würde des
Menschen ist unantastbar") in Verbin-
dung mit Artikel 20 Absatz 1 (Sozial-
staatsprinzip) des Grundgesetzes
eingegriffen.

Die Partei DIE LINKE fordert seit ihrer
Gründung eine sanktionsfreie Mindest-
sicherung, die vor Armut schützt. Un-
sere Bundestagsfraktion hat dazu eine
Vielzahl von Anträgen eingereicht. Im
Antrag vom 1 7.04.201 8 wurde z.B. ei-
ne sanktionsfreie Mindestsicherung
für Vol l jährige von derzeit mindestens
1 .050 € netto monatl ich gefordert.
Wie zu erwarten war, wurde der An-
trag al lerdings vom Bundestag mehr-
heitl ich abgelehnt.

Wolfgang Neskovic verweist noch auf
die "ungewöhnl ich hohe Erfolgsquote
entsprechender Klagen", vermerkt
aber, dass ein Großteil der Betroffe-
nen - aus unterschiedl ichen Gründen
- nicht den Rechtsweg wählt. Seine
Forderung: "Deshalb muss die Pol itik
dafür sorgen, dass die Bereitschaft
der Betroffenen, vor Gericht zu gehen,
erhöht wird." Dazu schlägt er unter
anderem mehr Beratungsangebote
vor, z.B. von Sozialverbänden und von
öffentl ich-rechtl ichen Beratungsstel-
len der Kommunen.

Als LINKE unterstützen wir diese For-
derung nachdrückl ich. Und wir dan-
ken Wolfgang Waitz vom Ortsverband
Göltzschtal , der auf Anforderung
Sprechstunden zu Hartz IV in Oelsnitz,

Auerbach und Reichenbach hält und
vielen Betroffenen bereits helfen konn-
te!

Dr. Dorothea Wolff

ANTRAG DER LINKEN
ERHÄLT UNTERSTÜT�
ZUNG DURCH AKTUEL�
LES GERICHTSURTEIL
Nach der Änderung der Richtl in ie
„Erstattungen der Absenkungsbei-
träge gemäß § 1 5 SächsKitaG im
Vogtlandkreis“ kam es im Vogtland
zur Benachteil igung von sogenann-
ten Patchwork-Famil ien. Um diese
Benachteil igung wieder rückgängig
zu machen hat DIE LINKE einen An-
trag im Kreistag gestel lt, der vom
Kreistag an den Jugendhilfeausschuss
verwiesen wurde. Dort muss er nun
behandelt werden. In dieser Woche
gab es einen unterstützenden Be-
schluss des Sächsischen Oberlan-
desgerichtes dazu.

„Das Oberlandesgericht hat in sei-
nem Urteil festgestel lt, dass für Bei-
tragsermäßigungen auch die
Halbgeschwister berücksichtigt wer-
den müssen. Wir freuen uns über
dieses Urteil , denn genau das for-
dern wir in unserem Antrag. Denn
al le Kinder in einer Famil ie sind
gleich. Auch wenn sich das Urteil
auf Dresden bezieht, sol lte der Land-
kreis und die Kreisräte einlenken
und unserem Antrag zustimmen und
die Richtl in ie schnel l überarbeiten,
um einen Prozess und die damit ver-
bundenen Kosten zu vermeiden,“ so
Kreisrätin Janina Pfau.~

»Soziales«
DAS BUNDESVERFASSUNGSGERICHT VERHANDELT ÜBER
HARTZ IV�SANKTIONEN! ENDLICH!
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DIE FAMILIE DES
SCHNEIDERS HUGO
Nehmen wir an, ein Famil ienvater ist
Schneidermeister. Nennen wir ihn
Hugo. Von den Kleidern, die Hugo
näht, kann er seine Famil ie gut er-
nähren. Seine Kinder und Enkel gehen
zur Schule, sind fleißig und wissen,
dass Sie noch sehr lange Schneider
sein werden können. Hugos Einkom-
men aus der Schneiderei ist so aus-
kömmlich, dass er sogar seinem
Bruder immer ein paar schöne Hem-
den schickt. Geld möchte er dafür
keins haben, ist schl ießl ich sein Bru-
der. Nur seinem Onkel , nennen wir
ihn Sam, dem gefäl lt das al les irgend-
wie gar nicht. Etwas an den Bruder
verschenken, der dem Onkel schon
mal deutl ich die Grenzen aufgezeigt
hat, geht gar nicht und überhaupt,
wil l der Onkel die Kleidung für sich
haben. Eines Tages stirbt Hugo und
sein Sohn Nicolas übernimmt den
Betrieb. Auch der sagt dem Onkel
Sam deutl ich, dass er sich nicht ein-
mischen sol l . Es geht ihn nichts an,
was er mit den Kleidern macht. Sam
ist aufgrund seiner ständigen Stän-
kerei unerwünscht in der Famil ie von
Nicolas. Sam, der nun richtig wütend
ist, macht nun folgendes. Er verbie-
tet, dass Nicolas seine Kleider ver-
kaufen kann. Er droht jedem mit
Strafe, der etwas bei Nicolas kauft.
Sol lte jemand doch etwas bei ihm
kaufen, dann darf er Nicolas aber
nicht bezahlen. Das Geld sol le dann
vielmehr auf ein Konto von Sam ein-
gezahlt werden. Er verwahrt es so
lange, bis der Famil ienbetrieb von Ni-
colas, von Sams Enkel übernommen
wurde. Was macht nun ein Famil ien-
vater, dem sein Broterwerb verboten
wurde? Wie reagieren Nicolas Kinder
darauf, dass der Vater kein Essen
mehr auf den Tisch bringt? Und
warum kann sich Sam so etwas raus-
nehmen?

Die Geschichte l ieße sich sicher zu
einem packenden Famil iendrama ver-
fi lmen. Traurig nur, dass Nicolas Fa-
mil ie derzeit real hungern muss, weil
Sam ihm den Broterwerb verbietet.
Ich hoffe nur, dass Sam nicht am En-
de seinen Wil len bekommt.

Maik Schwarz
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Von links aufdem Foto Nanne Wienands (Schwarzenbach/Saale); Thomas Etzel, Eva Petermann

und Ulrike Dierkes-Morsy (alle aus Hof); nicht aufdem Bild: Regina Scholz (Oberkotzau)

NEUER VORSTAND DER VVN�BDA
STARTET INS NEUE JAHR
Zur ersten Vorstandssitzung traf sich der neue Kreisvorstand der Vereinigung
der Verfolgten des Naziregimes – Bund der Antifaschisten Hof / Wunsiedel
vergangene Woche in Hof. Im Dezember 201 8 hatte Nanne Wienands den
Vorsitz nach mehr als neun Jahren, wie seit längerem angekündigt, abgegeben.
Neue Kreisvorsitzende ist Eva Petermann, Hof, die bereits seit längerem dem
Vorstand angehört. Wiedergewählt wurden Regina Scholz aus Oberkotzau als
Kassiererin, sowie Thomas Etzel , Hof, als stel lvertretender Vorsitzender; neu
hinzukam Ulrike Dierkes-Morsy als Schriftführerin. Al le Vorstandsmitgl ieder
wurden einstimmig gewählt.

Eva Petermann dankte dem alten Vorstand und den Revisoren, insbesondere
auch Reinhard Möl ler (Tröstau) , und darüberhinaus al len aktiven Mitgl iedern
für ihr vielfältiges Engagement. Sie erinnerte an die zahlreichen Projekte und
Initiativen, an denen die VVN-BdA in den vergangenen Jahren maßgebl ich
beteil igt war: Angefangen von Konzerten mit der legendären Auschwitz-
Überlebenden Esther Bejerano und der Microphone Mafia, mit der Klarinettistin
I rith Gabriely und mit den Bremer „Grenzgängern“ anlässl ich der
„Reichspogromnacht“ am 9. November 1 938 - bis hin zu Veranstaltungen mit
Zeitzeugen wie dem Münchner Ernst Grube und dem inzwischen leider
verstorbenen Historiker Kurt Pätzold.

Nicht zuletzt spielte die 1 947 auch in Hof von Überlebenden der NS-Haftstätten
und KZ-Lager bzw. Frauen und Männern aus dem Widerstand gegründete VVN-
BdA eine Rol le bei der Veränderung des Hofer Stadtbilds. Dazu hatte sie nicht
zuletzt Vorschläge in ihren "Blauen Flyern I und I I " von 201 3 und 201 6
unterbreitet. So finden sich nun mehr Namen von Nazi-Gegnerinnen und
-Gegnern auf dem Hofer Stadtplan: Zuletzt war zu dem Bernhard-Lichtenberg-
Platz und der Dr. Bonhoeffer-Straße am 1 4. September 201 8 der Rosa-Opitz-
Platz zu Ehren der mutigen Widerstandskämpferin und einstigen SPD-Stadträtin
hinzugekommen.

Al l das passierte in Nanne Wienands` Zeit als Vorsitzende, also gab es für die
vielfach Engagierte ein nachdrückl iches Dankeschön vom neuen Vorstand und
einen Gutschein für den Besuch des Hofer Theaters.~
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DER ERSTE ENTWURF DES LANDTAGSWAHLPROGRAMMS
IST DA � DOCH WO IST "BASIS IST BOSS"?
"Mit dem, . . .was wir heute hier be-
schl ießen wol len, sind wir einzigartig.
Wir wären die einzige Partei, die es
wagt, ihre Mitgl iedschaft zu befragen,
wenn es darum geht, die Schwerpunk-
te für die kommende Landtagswahl
festzulegen. . . . Das erfordert Mut. Mut
zum Kontrol lverlust. Aber gerade als
Partei mit basisdemokratischem An-
spruch steht uns dieser Kontrol lver-
lust gut zu Gesicht: Ich glaube an die
Weisheit und die Verantwortung der
GenossInnen." So unsere Landesvor-
sitzende Antje Feiks in ihrer Rede im
August 201 8 auf der 3.Tagung des 1 4.
Landesparteitages. Mit der Mitgl ieder-
befragung sol l unsere Partei ein Zei-
chen setzen, "wie l inke Pol itik sein sol l ,
wie sie sein muss."

Diese Mitgl iederbefragung unter der
Losung "Basis ist Boss" haben viele
von uns mitgestaltet: Wir haben For-
derungen eingereicht, die Bestandteil
des Landtagswahlprogramms werden
sol lten, im Vogtland haben wir auf der
Regionalkonferenz im Oktober 201 8
die bis dahin eingereichten Forderun-
gen präzisiert und bewertet, eine Kom-
mission hat dann in Dresden die
eingegangenen 1 56 Forderungen ge-
gl iedert, zusammengefasst, nochmals
gewichtet und daraus die 1 5 Forde-
rungen ermittelt, die in die Mitgl ieder-
befragung gehen sol len. Ein
Landesparteitag im Dezember 201 8
bestätigte dann die 8 Forderungen,
die in der Mitgl iederbefragung die
meisten Zustimmungen erhalten hat-
ten, als Schwerpunkte für den Land-
tagswahlkampf.

Diese Art der Mitgl iederbeteil igung
war neu. Sicherl ich müssen wir über
Verbesserungen sprechen. Z.B. tauch-
te unter den 1 5 Forderungen, die un-
sere Mitgl ieder zur Auswahl erhielten,
die Forderung nach Frieden nicht auf,
schwierig war auch die Einbeziehung
unserer GenossInnen, die nicht über
Internet erreichbar sind. Aber insge-
samt war es eine erfolgreiche Metho-
de, unsere Parteimitgl ieder aktiv zu
beteil igen: Sie waren nicht nur Zuhö-
rer und Leser, sie mussten überlegen,
diskutieren und Entscheidungen tref-
fen. Das kam an! Und eine Partei lebt

vor al lem durch die Aktivität ihrer Mit-
gl ieder!

Nun l iegt der 1 . Entwurf des Landtags-
wahlprogramms vor. Der Landesvor-
stand hat ihn am 8. Februar,
Landesvorstand und Landesrat haben
ihn in einer gemeinsamen Sitzung am
9. Februar diskutiert. Die Mitgl ieder
des Landesrates hatten den Entwurf
al lerdings erst am 7. Dezember 23 Uhr
gemailt bekommen, ein gründl iches
Lesen vor der gemeinsamen Sitzung
war damit nicht mögl ich. Aber ich hoff-
te, die acht Schwerpunkte für den
Landtagswahlkampf von "Basis ist
Boss" schnel l zu finden, z.B. als sicht-
bar gemachte Kernforderungen für das
immerhin 50 Seiten umfassende noch
unvol lständige Wahlprogramm. Ich
konnte sie aber nicht entdecken. An-
wesende Mitgl ieder der Redaktions-
kommission versicherten zwar, dass
die Thesen von "Basis ist Boss" einge-
arbeitet sind, als "Schwerpunkte" des
Landtagswahlkampfes sol lten sie aber
wörtl ich aufgenommen und grafisch
sichtbar sein, schon um den Mitgl ie-
dern, die sich an der Erarbeitung ak-
tiv beteil igt haben, zu zeigen, dass ihre
Arbeit wichtig war. Aber auch nach ge-
nauerer Durchsicht habe ich weder
die Formul ierungen der acht Forde-
rungen noch deren Begründungen im
Text des Wahlprogrammes entdecken
können.

Für die Systematik des Wahlprogramms
gibt es al lerdings ein Problem: Der Ent-
wurf orientiert sich im Wesentl ichen
am Inhalt von "Aleksa", am jahrelang
erarbeiteten "Alternativen Landesent-
wicklungskonzept Sachsen". Auch da-
für gibt es einen Beschluss der 3.
Tagung des 4. Landesparteitages. Bei-
des müsste nun in Übereinstimmung
gebracht werden!

Und auch dazu ist die Basis aufgeru-
fen: Bereits in seiner Mail am 7.Febru-
ar schrieb Thomas Dudzak,
Landesgeschäftsführer der LINKEN
Sachsen: "Uns steht insgesamt noch
ein sehr weiter Weg bevor. . . . Wir wol-
len, dass das Programm durch breite
Beteil igung besser wird. Deshalb bit-
ten wir al le, die sich mit dem Programm

auseinandersetzen, um Vorschläge."
Seit dem 1 1 . Februar steht der Ent-
wurf des Wahlprogramms auf der Ho-
mepage der Linkspartei Sachsen,
ebenfal ls mit der Bitte um Anregun-
gen, Ideen und Kritiken.

Machen wir etwas daraus! Am 1 5. März
wil l der Landesvorstand den zweiten
Entwurf des Wahlprogramms vorle-
gen, am 5. April sol l der Wahlpro-
grammentwurf dann als Antrag an die
erste Tagung des 1 5. Landesparteita-
ges fertig gestel lt und eingereicht wer-
den. Danach sind bis zum 1 4. Juni
Änderungsanträge mögl ich.

Beteil igen wir uns an diesem Prozess!
Denn: Basis ist Boss!

Dr. Dorothea Wolff
Den Entwurf des Landtagswahlpro-
gramms findet ihr unter
https//:www.diel inke-
sachsen.de/wahlen/landtagswahl-201 9

Vorschläge zum Entwurf des Wahlpro-
gramms sind zu senden an
wahlprogramm@diel inke-sachsen.de

Die 8 Schwerpunkte für die Land-
tagswahl 201 9

1 . Wir stehen für einen konsequen-
ten Kampf gegen menschenverachten-
de Ideologien, für ein weltoffenes und
humanitäres Sachsen.
2. Wir setzen uns für eine nachhalti-
ge Verbesserung der Betreuung von
Pflegebedürftigen und eine flächen-
deckende Ärzteversorgung auf al len
Ebenen ein.
3. Wir kämpfen konsequent gegen Al-
tersarmut!
4. Wir gestalten Stadt für al le statt
für Profite: Wohnen muss überal l be-
zahlbar sein!
5. Wir setzen uns ein für gleiche
Rechte, gleichen Lohn und Mitbestim-
mung für al le Menschen!
6. Wir stehen dafür, das Bil l iglohnland
Sachsen zu überwinden. Wir fordern
einen höheren Mindestlohn und bes-
sere Tarifverträge.
7. Wir wol len eine inklusive Bildung
ohne soziale, finanziel le, räumliche
und baul iche Barrieren – wer sich bil -
den wil l , muss dies ermögl icht be-
kommen.
8. Wir wol len den Kl imawandel stop-
pen! Für eine ökologische und nach-
haltige Pol itik.
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DIE LINKE
REICHENBACH FÜR DIE
KOMMUNALWAHLEN
AUFGESTELLT
Der Ortsverband Reichenbach und
Umgebung nominierte am Sonn-
abend, dem 02. März seine Kandi-
datInnen für die Stadtrats- bzw.
Ortschaftsratswahlen am 26. Mai.
Vier der Nominierten gehören dem
derzeitigen Stadtrat an. Weitere
sechs haben entweder schon ein-
mal für die LINKE kandidiert bzw.
kandidieren zum ersten Mal.

Folgende KandidatInnen werden für
der Stadtrat antreten: Henry Ruß,
Martina Mann, Andreas Lochmann,
Kerstin Vol lmann, Johannes Höfer,
Sigrid Mann, Karsten Pippig, Ute
Lochmann, Dr. Ulf Solheid, Thomas
Höl lrich.

Für den Ortschaftsrat Mylau wurden
Andreas Lochmann und Hartmut
Sandner gewählt. Für den Ortschafts-
rat Friesen wird Volker Barth antre-
ten.
Neben der Kandidatenaufstel lung
wurde nach einer konstruktiven Dis-
kussion auch der Entwurf des Stadt-
wahlprogrammes verabschiedet.

Henry Ruß, Fraktionsvorsitzender
der Stadtratsfraktion, „ist sich sicher,
mit den nominierten KandidatInnen
gute Chancen zu haben, erneut zweit-
stärkste Fraktion werden zu kön-
nen“.~

VERFASSUNGSWIDRIGE
WAHLRECHTS�AUSCHLÜSSE

Über 80.000 Menschen sind derzeit
vom Wahlrecht ausgeschlossen. Da
gegenwärtig geltende Regelungen zum
Wahlrecht von geistig behinderten
Menschen und Menschen für die ein
Betreuer bestel lt wurde, nichts mit De-
mokratie zu tun haben, war es längst
überfäl l ig, was in den letzten Tagen
passiert ist. Das Bundesverfassungs-
gericht erklärte dies endl ich für ver-
fassungswidrig.

In anderen europäischen Ländern gibt
es keinen Wahlrechtsausschluss.
Deutschland aber schl ießt Menschen
aus, die wegen kognitiven Einschrän-
kungen unter gesetzl icher Betreuung
stehen. Warum? Was ist mit den Men-
schen, die an Demenz erkrankt sind,
durch al le Raster fal len und für die
Briefwahl beantragt wird? Wer macht
da das Kreuzchen und wo und warum?

Man könnte meinen, dass Menschen
mit kognitiven Einschränkungen sich
vor al lem für die Parteien entscheiden
würden, die sich für Menschen mit Be-
einträchtigungen einsetzen? Wird dar-
in das Problem gesehen, weshalb sie
bislang nicht wählen dürfen?

Menschen die in betreuten Wohngrup-
pen oder Einrichtungen leben wissen
oft gar nicht, wie und was man wäh-
len kann. Nachvol lziehbar ist, dass

deren Betreuer es kaum schaffen kön-
nen, ihnen zu erklären, was und wer
bei welcher Wahl gewählt wird und
welche Parteien welche Positionen
vertreten.

Es ist wichtig, dass die Parteien selbst
dafür sorgen, al len Menschen Ihre In-
halte nahezubringen, barrierefreie In-
formationsveranstaltungen anbieten
oder sich auch in Einrichtungen, wo
Menschen mit Behinderungen leben,
vorstel len. Dabei sol lten Programme
in einfacher Sprache formul iert, und
Fragen für al le verständl ich beantwor-
tet werden.

Inklusion bedeutet, dass al le Men-
schen gleichberechtigt an unserer Ge-
sel lschaft teilhaben dürfen. Dazu gehört
die Mögl ichkeit, zu wählen.

Kathleen Noack
Inklusionsbeauftragte DIE LINKE.

Sachsen




